
junge Welt   Freitag, 19. Juni 2009, Nr. 139 7p o l i t i k

Das erste Treffen zwischen dem 
indischen Premier Manmo-
han Singh und dem pakista-

nischen Präsidenten Asif Ali Zardari 
während des Gipfels der Schanghai-
Kooperationsorganisation in dieser 
Woche in Rußland hat unterschied-
liche Reaktionen hervorgerufen und 
wird konträr interpretiert. »Exzellenz, 
ich freue mich, Sie zu treffen. Aber 
mein begrenztes Mandat ist, Ihnen zu 
sagen, daß das Territorium Pakistans 
nicht für terroristische Aktionen gegen 
Indien benutzt werden darf.« Das ist 
der nackte Kernsatz, mit dem Premier 
Singh am Dienstag gehörig Staub auf-
gewirbelt hatte. Die Pakistaner waren 
zunächst überrascht, daß der als über-
aus höflich und zurückhaltend gelten-
de indische Politiker einen solchen Ton 
anschlug, zumal in aller Öffentlichkeit 
vor laufenden Fernsehkameras. Präsi-
dent Zardari zog angeblich sofort die 
Notbremse und empfahl, alles weitere 
doch unter vier Augen zu debattieren. 
Am Mittwoch gab der pakistanische 
Staatsminister im Außenministeri-
um dann die Erklärung ab, Manmo-
han Singhs Bemerkungen seien »in-
akzeptabel«. Im Senat in Islamabad 
entbrannte darüber eine Debatte, die 
zu einer gemeinsamen Resolution der 
Regierungsparteien und der Oppositi-
on führen sollte.

Aus indischer Sicht brachte der Pre-
mier nur auf den Punkt, was Delhi 
bislang als Hindernis für die Wieder-
aufnahme des Friedensdialogs an-
sieht: Pakistan geht nach dem blutigen 
Terrorschlag vom 26. November 2008 
in Mumbai nicht entschieden genug 
gegen die Drahtzieher vor. Als jüng-
sten Beweis dafür bewertet Indien die 
gerichtliche Verfügung, Hafiz Said, 
den Chef der Jamaat-ud-Dawa, freizu-
lassen. Diese »Wohltätigkeitsorganisa-
tion« gilt als Nachfolgerin der verbo-

tenen Terrorgruppe Lashkar-e-Taiba. 
Es gibt viele Anzeichen dafür, daß sie 
maßgeblich an der Mumbai-Tragödie 
beteiligt war. Indien fordert vom Nach-
barn, alle dafür Verantwortlichen kon-
sequent zur Rechenschaft zu ziehen 
und die terroristische Infrastruktur zu 
zerstören. Premier Singh versicherte 
Anfang Juni vor dem Parlament, wenn 
Islamabad konkrete Schritte in diese 

Richtung unternehme, sei Indien be-
reit, Pakistan »mehr als die halbe Weg-
strecke entgegenzukommen.«

Die Meinungen sind nun geteilt, ob 
das Treffen in Jekaterinburg ein Neu-
anfang, sozusagen der Startschuß zur 
Wiederaufnahme des Dialogs war, oder 
ob es die Fortsetzung der »Eiszeit« 
signalisierte. Zunächst steht fest, daß 
der indische Regierungschef den Kon-

takt mit Zardari vermieden hätte, wenn 
nicht gleichzeitg das Spitzentreffen der 
Staats-und Regierungschefs Brasiliens, 
Rußlands, Indiens und Chinas – die so-
genannte BRIC-Gruppe – angesetzt ge-
wesen wäre. Hier wollte und mußte der 
Premier anwesend sein. Die Tagung der 
Schanghai-Kooperationsgruppe, in der 
Indien nur an einem Beobachterstatus 
Interesse zeigt, hätte Singh gewiß nicht 
nach Rußland gelockt. So wurde der 
Kontakt zu Zardari unvermeidbar. Auf 
dem Rückflug aus Rußland erklärte 
der Premier gegenüber Journalisten, 
Präsident Zardari habe um mehr Zeit 
gebeten, gegen antiindische militante 
Gruppen vorzugehen, da sich gegen-
wärtig der Kampf gegen die Taliban 
im Nordwesten Pakistans in der ent-
scheidenden Phase befinde. Angeblich 
soll eine entsprechende Frist nun bis 
Juli laufen, wenn sich beide Politiker 
bei der Konferenz der Blockfreien im 
ägyptischen Sharm-el-Sheikh erneut 
treffen wollen.

Auf pakistanischer Seite gibt man 
sich trotz der Verstimmung optimistisch 
und hofft weiter auf den Wieder be-
ginn des Dialogs. Außenminister Shah 
Mahmud Quereshi schätzte immerhin 
ein, die Begegnung in Jekaterinburg si-
gnalisiere »eine positive Entwicklung 
an sich.« Auch die Inder halten die 
Tür offen. Singh sagte den Medien-
vertretern, die Kommunikationskanäle 
zu Pakistan würden nicht geschlossen. 
Doch Außenamtssekretär Shivshankar 
Menon verwies auf die Bedingungen 
dafür: Gegenwärtig sei ein Dialog nur 
zum Thema Terrorismus denkbar und 
ob Pakistan zu seinen diesbezüglichen 
Verpflichtungen steht. Praktisch hat die 
erste Begegnung Singh–Zardari noch 
nichts gebracht, selbst wenn man gut-
willig jenen Kommentatoren Glauben 
schenken möchte, die davon sprechen, 
daß das Eis gebrochen sei.

Treffen mit Fragezeichen
Begegnung zwischen Indiens Premier und Pakistans Präsident. Neubeginn oder Fortsetzung der 
»Eiszeit«? Von Hilmar König, Neu-Delhi

Spaniens Justiz versucht wei-
terhin, sich von der Vormund-
schaft durch die Regierung 

zu emanzipieren. Beim neuerlichen 
Kräftemessen steht ein angeblicher 
Fluchtplan im Mittelpunkt. Am Sams-
tag verkündete der sozialdemokra-
tische Innenminister Alfredo Pérez 
Rubalcaba (PSOE), man habe »einen 
laufenden Fluchtplan der ETA« verei-

telt. Am Tag zuvor hatte die paramili-
tärische Zivilgarde sieben Personen 
festgenommen, die sie verdächtigte, 
sie hätten Mitglieder der Untergrund-
organisation Euskadi Ta Askatasuna 
(ETA, Baskenland und Freiheit) aus 
der Haftanstalt Huelva befreien wol-
len. Die spanische Presse sekundierte, 
indem sie die Namen und persönliche 
Angaben aller Verhafteten verbreite-

te sowie die Geschichte mit Details 
anreicherte, wonach die Gefangenen 
mit einem Hubschrauber herausge-
holt werden sollten. Die Festgenom-
menen, von denen sich drei prakti-
scherweise bereits in Haft befanden, 
kamen vor die Audiencia Nacional, 
dem Sondergericht für Terror- und 
Drogendelikte.

Für die Ermittlungen in diesem 
Fall zuständig ist der Untersuchungs-
richter Fernando Grande-Marlaska. 
Trotz des Medienwirbels ließ er nach 
den Vernehmungen vier der sieben 
Verhafteten frei. Bei den übrigen drei 
verlagerte er die Anklagepunkte weg 
von der Fluchthilfe hin auf andere 
Delikte. Der Richter begründete die 
neue Schwerpunktsetzung damit, daß 
der Fluchtplan bestenfalls eine Idee 
aus dem Jahr 2007 war, die nicht fort-
geführt, geschweige denn umgesetzt 
wurde. Die richterliche Entscheidung 
widerspricht der Einschätzung des 
Innenministers. Dieser Gegensatz 
ist wiederum Ausdruck eines Macht-
kampfes zwischen der Regierung und 
dem Sondergericht, das auf Linie ge-
bracht werden soll.

Die Exekutive von Premier José 

Luis Rodríguez Zapatero (PSOE) 
ist gerade dabei, den bekannten wie 
umstrittenen Richter der Audiencia, 
Baltasar Garzón, auf einen neuen 
Posten wegzuloben. Der Jurist war 
zuletzt auch bei der postfranquisti-
schen Opposition in Ungnade gefal-
len, weil er seine richterliche Macht 
und seine Medienpräsenz nutzte, um 
Korruption und Vetternwirtschaft bei 
der Volkspartei (PP) zu verfolgen so-
wie die Massenmorde der Franco-
Diktatur vor Gericht zu verhandeln. 
Da er bei letzterem spanisches Recht 
gebeugt haben soll, will das Ober-
ste Gericht ihm den Prozeß machen. 
Garzón schein bereit zu sein, seinen 
Posten zu räumen, wenn er sich das 
Land aussuchen darf, wo er zukünftig 
als »Verbindungsrichter« dienen soll.

Das jüngste Opfer dieses innerspa-
nischen Machtkampfes ist der Anwalt 
baskischer politischer Gefangener 
Iñaki Goioaga. Ihn nahm die Polizei 
wegen des Fluchtplans fest. Ins Ge-
fängnis kam er aber nicht deswegen, 
dafür fehlten die Beweise. Grande-
Marlaska meint jedoch, es gebe an-
dere Indizien, die ihn mit der ETA in 
Verbindung bringen.  Ingo Niebel

Der Fluchtplan, der keiner war
Spanien: Machtkampf zwischen Exekutive und Justiz auf Kosten eines baskischen Rechtsanwalts
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Protest europaweit: In Berlin, Prag, Madrid und Brüssel demonstrieren 330 000  Menschen gegen 

Sozialabbau. Von C. W
angerin

Z
ehntausende haben am Samstag 

in Berlin gegen Sozialabbau 

und die Verursacher der Wirt-

schafts- und Finanzkrise protestiert. 

Zu der Demonstration unter dem Mot-

to »Die Krise bekämpfen, Sozialpakt 

für Europa. Die Verursacher müssen 

zahlen« hatte der Deutsche Gewerk-

schaftsbund (DGB) aufgerufen, der 

nach der Abschlußkundgebung von 

100 000 Teilnehmern sprach. 

DGB-Chef Michael Sommer warf 

der Politik im Kampf gegen die Wirt-

schaftskrise Versagen auf der ganzen 

Linie vor, appellierte aber zugleich 

an die Parteien, Deutschland brauche 

Investitionen in die Zukunft sowie 

ein drittes Konjunkturprogramm für 

mehr Jobs und Ausbildungsplätze. 

IG-Metall-Chef Berthold Huber ver-

langte einen »Schutzschirm für Be-

schäftigte und Betriebe«. Mit Kredi-

ten, Bürgschaften und öffentlichem 

Beteiligungskapital müsse die Politik 

industrielle Kerne in Deutschland er-

halten. 

Zuvor waren zwei große Protest-

züge durch die Berliner Innenstadt 

zur Siegessäule gezogen. »Wieso, 

weshalb, warum – wer nicht streikt, 

bleibt stumm«, sangen Mitglieder der 

Gewerkschaft ver.di. Kundgebungs-

redner forderten schärfere Kontrollen 

der Finanzmärkte, einen gesetzlichen 

Mindestlohn und mehr Mitbestim-

mung in den Betrieben, außerdem ei-

ne Senkung des Rentenalters und die 

Übernahme junger Menschen nach 

der Ausbildung. 

»Es reicht! Generalstreik jetzt!« 

hieß es auf einem Transparent des Be-

triebsrats der Druckerei der Süddeut-

schen Zeitung. »Die trauen sich we-

nigstens noch was«, kommentierte ein 

Teilnehmer diesen Aufruf. Satirisch 

kam auch die Gegenseite zu Wort, als 

eine »Gruppe Autonomer Banker« mit 

dem Slogan »500 Milliarden sind ein 

Witz!« das Bankenrettungspaket der 

Bundesregierung bemängelte. In ei-

nem blumengeschmückten Sarg trug 

die ver. di-Jugend symbolisch den Ka-

pitalismus zu Grabe.

Die Demo war Teil eines Aktions-

tages der europäischen Gewerkschaf-

ten. In Madrid, Basel, Prag und Berlin 

beteiligten sich in den vergangenen 

Tagen daran insgesamt 330 000 Men-

schen. 

Nach Berlin waren in mehreren 

Sonderzügen sowie Hunderten Bussen 

Demonstrationsteilnehmer angereist, 

darunter auch Mitglieder der polni-

schen Gewerkschaft Solidarnosc mit 

Fahnen und Transparenten. Neben Ge-

werkschaften, Wohlfahrtsverbänden 

und dem Aktionsbündnis Sozialprote-

ste waren auch wählbare Parteien auf 

der Demonstration vertreten – optisch 

am auffälligsten: Die Linke. 

Mit Franz Müntefering (SPD) und 

Renate Künast (Grüne) liefen aller-

dings unbehelligt an der Spitze des 

Zuges führende Politiker jener bei-

den Parteien mit, die für die »Arbeits-

marktreform« Hartz IV verantwortlich 

sind. Die Mehrzahl der Demonstran-

ten hingegen forderte die Abschaffung 

eben dieser Gesetze. 

Der Vorsitzende der Gewerkschaft 

ver.di, Frank Bsirske, rief bei der Ab-

schlußkundgebung dazu auf, die be-

vorstehende Europawahl und alle üb-

rigen Wahlen zur Abstimmung für den 

gesetzlichen Mindestlohn zu machen: 

»Keine Stimme den Hungerlohn-

Lobbyisten!« Gemeint waren CDU/

CSU und FDP, die Bsirske zuvor zi-

tiert hatte. Die Linkspartei verlangt 

pro Arbeitsstunde einen gesetzlichen 

Mindestlohn von mindestens acht Eu-

ro, der in schnellen Schritten auf zehn 

Euro angehoben werden soll. Dies ent-

spricht der Position des Aktionsbünd-

nisses Sozialproteste. Ver.di fordert 

flächendeckend einen gesetzlichen 

Mindestlohn von 7,50 Euro. Dies wur-

de inzwischen mit knapper Mehrheit 

sogar ins Wahlprogramm der Grünen 

aufgenommen.

u Siehe auch Seiten 3 und 8
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Blutiges Wochenende: Mehr als 100 Tote im Nordwesten. Darunter 29 Opfer bei US-Angriff

B
ei der Offensive der pakista-

nischen Streitkräfte gegen 

die Taliban im nordwestli-

chen Swat-Tal sind nach Regierungs-

angaben bislang mindestens 1 000 

mutmaßliche Aufständische getötet 

worden. Der Militäreinsatz werde 

weitergehen, bis die letzten Taliban 

vernichtet seien, sagte Innenminister 

Rehman Malik am Sonntag beim Be-

such eines Flüchtlingslagers südlich 

des Kampfgebietes. Das Wochenen-

de war eines der blutigsten der jün-

geren Vergangenheit Pakistans: Bei 

Kämpfen und Anschlägen wurden 

über 100 Menschen getötet. Die Ar-

mee rückte nach eigenen Angaben 

weiter auf die Stadt Mingora vor.

Malik sagte, eine Ausweitung des 

Einsatzes in Richtung der Stammes-

gebiete an der afghanischen Grenze 

könne nicht ausgeschlossen werden. 

Präsident Asif Ali Zardari sagte der 

britischen Zeitung The Sunday Times 

zufolge, der Kampf werde sich aus-

weiten: »Swat ist nur der Anfang. 

Das ist ein größerer Krieg.« 

Die von Malik genannte Opferzahl 

konnte nicht unabhängig überprüft 

werden, da das heftig umkämpfte 

Gebiet im Swat-Tal derzeit für Me-

dienvertreter und Hilfsorganisatio-

nen zu gefährlich ist. Zudem machte 

Malik – wie zuvor bereits das Mili-

tär – keine Angaben zu Opfern unter 

der Zivilbevölkerung. Augenzeugen 

berichteten jedoch von zahlreichen 

Verletzten und Toten. Mehr als ei-

ne Million Menschen sind bereits 

vor den Kämpfen geflohen. Die Ver-

einten Nationen forderten massive 

Finanzhilfe von der Weltgemein-

schaft. »Das ist nicht der Moment 

für symbolische Gesten, sondern für 

massive Unterstützung«, sagte UN-

Flüchtlingshochkommissar Antonio 

Guterres. Er forderte Nothilfe in 

Millionenhöhe.

Der Nordwesten Pakistans wur-

de auch außerhalb des Swat-Tals 

von Gewalttaten erschüttert. Bei ei-

nem Bombenanschlag in der Stadt 

Peschawar wurden elf Zivilpersonen 

in den Tod gerissen, darunter vier 

Kinder. 

Bei einem Angriff mit einer US-

Drohne im Grenzgebiet zu Afghani-

stan wurden unterdessen mindestens 

29 Menschen getötet, Dutzende wei-

tere verletzt.  
(AP/AFP/jW)
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Milchbäu
erinnen  

beenden
 Protest

Berlin. Die seit rund einer Woche vor 

dem Kanzleramt in Berlin campie-

renden Milchbäuerinnen haben ih-

ren Protest am Sonntag beendet. Die 

insgesamt rund 200 Bäuerinnen hat-

ten mit ihrer Aktion gegen die stark 

gefallenen Milchpreise protestiert 

und vergeblich einen europäischen 

Milchgipfel sowie ein Gespräch mit 

Bundeskanzlerin Angela Merkel   

gefordert. Sechs Teilnehmerinnen 

der Aktion waren in einen Hunger-

streik getreten, der ebenfalls am 

Sonntag beendet wurde. Zuvor hatte 

sich Bauernverbandspräsident Gerd 

Sonnleitner von der Protestaktion 

distanziert. Diese entspräche nicht 

dem »Stil des Bauernverbands«, 

sagte er. Außerdem müßten sich die 

Milchbauern auf die »Gesetze des 

Marktes“ einstellen. Damit habe 

Sonnleitner »seine Berechtigung 

zur Interessenvertretung verspielt«, 

kommentierte dies ein Sprecher des 

Bundesverbandes Deutscher Milch-

viehhalter. 
(ddp/jW)

Transnet
 ließ  

Daten ab
gleichen

Berlin. Die Bahngewerkschaft 

Transnet hat 1994 und 1998 eigene 

Personaldaten mit denen der Bahn 

abgeglichen. Damit habe die Ge-

werkschaft klären wollen, ob ihre 

Mitglieder ihre satzungsgemäßen 

Beiträge entrichtet haben, berichtete 

der Spiegel am Wochenende. Ein 

weiteres Begehren der Gewerk-

schaft nach einem Datenabgleich 

habe die Bahn Ende 2008 abge-

lehnt. Ein Transnet-Sprecher bestä-

tigte den Bericht und bezeichnete 

die Überprüfung als satzungsge-

mäß. Die beiden anderen Bahnge-

werkschafte GDBA und GDL kriti-

sierten das Vorgehen von Transnet. 

Der verkehrspolitischer Sprecher 

der Unions-Bundestagsfraktion, 

Dirk Fischer (CDU), forderte am 

Sonntag rechtliche Konsequenzen 

für den Fall, daß die Bahn die Mit-

arbeiterdaten an eine private Gesell-

schaft herausgegeben habe.  (ddp/jW)
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       Lucas Zeise: Ende der Party –  
Die Explosion im Finanzsektor und die 
Krise der Weltwirtschaft 

Lucas Zeise untersucht Ursachen und Ausgangs-
bedingungen der Finanzkrise und beschreibt ihr 
außergewöhnliches Ausmaß. (PapyRossa Verlag, 2009. 
2., verbesserte und ergänzte Auflage, 196 Seiten, 
Broschur).

        Wolf Wetzel: Tödliche Schüsse –  
Eine dokumentarische Erzählung

Eine detaillierte Chronologie der Anti-Startbahn-
Bewegung samt ihrer Vorgeschichte. (Unrast-Verlag, 295 
Seiten, Broschur)
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